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Seit seinem Entstehen im neunzehnten Jahrhun-
dert lebt der organisierte Sport in Deutschland 
vom freiwilligen und ehrenamtlichen Engage-
ment vieler Millionen Menschen in den Verei-
nen und Verbänden. Unter dem Dach des Deut-
schen Sportbundes organisieren und gestalten 
Bürgerinnen und Bürger ihren Sport selbst. So 
ist ein flächendeckendes und vielfältiges Sport-
angebot entstanden, das die Generationen und 
unterschiedliche soziale Gruppen zusammen-
führt. Neben dem gemeinsamen Sporttreiben 
entwickeln sich soziale Kontakte, erfahren Kin-
der und Jugendliche Förderung und werden ge-
sellschaftlich wichtige Werte und Normen ver-
mittelt. Die Weiterentwicklung der ehrenamtli-
chen Mitarbeit war und ist für den DSB eine 
zentrale Aufgabe. 

Deshalb haben wir die Arbeit der Enquetekom-
mission des Deutschen Bundestages zur „Zu-
kunft des bürgerschaftlichen Engagements“ aus 
Überzeugung unterstützt. 

Das Wirken der Kommission und die öffentliche 
Resonanz auf die Ergebnisse haben gezeigt, wie 
wichtig freiwilliges Engagement von Bürgerin-
nen und Bürgern für die Weiterentwicklung un-
serer Gesellschaft ist. Es hat zweifellos auch ein 
positives Leitbild der aktiven Bürgergesellschaft 
sichtbar gemacht. 

Die Arbeitsergebnisse der Kommission haben 
den organisierten Sport in seinen Leistungen be-
stärkt und ihn ermuntert, sein ehrenamtliches 
Wirken hin zu einem bürgerschaftlichen Enga-
gement weiterzuentwickeln. Bestärkt fühlt sich 

der Sport auch durch die Politik, die Bürgerge-
sellschaft und aktivierenden Staat zu ihren wich-
tigen Zielen erklärte. 

Der DSB hat auf seinem Zukunftskongress 2002 
Weichen gestellt und anlässlich der Sitzung des 
Hauptausschusses im Dezember 2003 mit sei-
nem Beschluss „Bürgerschaftliches Engagement 
im und durch Sport“ seine Ziele formuliert. 

Die Bedeutung von gemeinwohlorientierten 
Organisationen wird in der Zivilgesellschaft 
von morgen und übermorgen zunehmen. Der 
Sport will und wird dabei eine führende Rolle 
übernehmen und die Veränderungsprozesse 
mit gestalten. Er versteht sich dabei als Verteidi-
ger und als Motor der aktiven Bürgergesellschaft. 
Und er sucht und verstärkt die Zusammenar-
beit und den Austausch mit anderen Gruppen, 
Institutionen und Organisationen, z.B. im Bun-
desnetzwerk Bürgerschaftliches Engagement. 

Auch innerhalb der Sportorganisationen wird es 
zu einem umfassenden Veränderungsprozess 
kommen, der Sport wird sich sein soziales Wir-
ken noch bewusster machen als bisher, seine 
Stärken entwickeln, aber auch seine Schwächen 
erkennen und angehen. Die Unterstützung von 
Kindern und Jugendlichen in ihrer körperlichen 
und sozialen Entwicklung, die Integration von 
Minderheiten in die Gesellschaft, die Förderung 
der Gesundheit der Menschen, die Stärkung von 
Familien, die Aktivierung älterer Menschen zum 
Beispiel sind Felder, auf denen der Sport sein 
Engagement in der Gesellschaft und für die Ge-
sellschaft weiter verstärken wird. 
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Mit Sorge nehmen wir allerdings wahr, dass Tei-
le der Politik sich vom Leitbild der aktiven Bür-
gergesellschaft schon wieder abzuwenden schei-
nen. Die eher zögerliche Umsetzung der Be-
schlüsse der Enquetekommission in Bund und 
Ländern ist hierfür ebenso ein Indiz wie z.B. die 
Tatsache, dass auch die Zuwendungen, die bür-
gerschaftliches Engagement in der Gesellschaft 
fördern, als Subventionen deklariert und deren 
Kürzungen gar als Reformvorhaben bezeichnet 
werden. Dabei könnte gerade bei den anstehen-
den umfassenden Reformvorhaben das Leitbild 
einer Bürgergesellschaft Orientierung sein und 
die Akzeptanz fördern. 

Wir erwarten von der Politik, wenn sie bürger-
schaftliches Engagement für wichtig erachtet, 
dass sie das Engagement fördernde Rahmenbe-
dingungen schafft, dass sie ihre Anerkennung 
für das bürgerschaftliche Engagement deutlich 
sichtbar macht, auch durch materielle Förde-
rung, und dass sie die gemeinwohlorientierten 
Organisationen und Gruppen als wichtige Part-
ner betrachtet. 

Für den organisierten Sport in Deutschland ist 
eine grundlegende Rahmenbedingung für sein 
Wirken eine gute sportliche Infrastruktur und 
die – möglichst unentgeltliche – Nutzung kom-
munaler Sportstätten. Die derzeitige Situation 
der kommunalen Finanzen gefährdet dies lang-
fristig aber in hohem Maße. 

Unter Wahrung seiner Autonomie und seiner 
parteipolitischen Neutralität wird der organi-
sierte Sport politikfähiger werden. Er wird sich 
immer dann einmischen, wenn seine Ziele und 
Interessen betroffen und wenn seine Kompetenz 
gefragt ist. Er ist bereit, das Zusammenleben 
der Menschen in unserem Land mitzugestalten, 
in den kommunalen Gemeinschaften, in den Län-
dern und im Bund. Der Deutsche Sportbund 
mit seinen Mitgliedsorganisationen und seinen 
über 90.000 Vereinen mit 27 Millionen Mit-
gliedschaften bietet der Politik seine Partner-
schaft bei der Entwicklung und Ausgestaltung 
einer aktiven Bürgergesellschaft an. 
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In wenigen gesellschaftlichen Bereichen liegen 
öffentliche Wahrnehmung und Realität so weit 
auseinander wie im Sport. Im Fokus der Öffent-
lichkeit stehen zumeist nur einige (telegene 
bzw. telegen produzierte) Sportarten mit ihren 
Spitzenleistungen, vor allem aber auch der hoch 
kommerzialisierte und bisweilen skandalisierte 
Teil des Sports. 

Die Realität der über 90.000 Vereine mit ihren 
27 Millionen Mitgliedschaften sieht indes völlig 
anders aus. Hier wird das Sporttreiben von Mil-
lionen Menschen ehrenamtlich, das heißt frei-
willig und zum größten Teil unentgeltlich orga-
nisiert, mit hohem Engagement und viel persön-
lichem Einsatz. 

Diese Selbstorganisation und Ehrenamtlichkeit 
sind im Gegensatz zu manchen anderen gesell-
schaftlichen Bereichen konstitutive Elemente des 
Sports in Deutschland. Ohne das freiwillige En-
gagement von mehreren Millionen Menschen 
würde es den Sport, auch den Spitzensport, in 
Deutschland in seiner Vielfalt und mit seinen 
Leistungen und Erscheinungsformen nicht geben. 

aÉê=çêÖ~åáëáÉêíÉ=péçêí=ï~ê=áããÉê=
~âíáîÉê=qÉáä=ÇÉê=dÉëÉääëÅÜ~Ñí=

Der Sport war in seiner historischen Entwick-
lung immer eng mit den Entwicklungen des Ge-
meinwesens verbunden. In allen Zeiten wurden 
die freiwilligen Organisationen des Sports durch 
die gesellschaftlichen Verhältnisse maßgeblich 
geprägt. Sie nahmen soziale, gesellschaftliche, 
politische und religiöse Bewegungen – neben 

ihrer Zielsetzung als Sportorganisation – auf 
und trugen diese Erfahrungen weiter. 

Das freiwillige Engagement gründet auf den ge-
meinsamen Interessen von Bürgerinnen und Bür-
gern, ihre eigenen sportlichen Aktivitäten ge-
meinsam zu organisieren und durchzuführen. 
Über 4 Millionen Menschen im verbandlich or-
ganisierten Sport schaffen durch ihr freiwilliges 
Engagement die Grundlage für die Selbstver-
waltung des Sports in Deutschland. 

Betrachtet man die Strukturen und die Arbeit 
des organisierten Sports in Deutschland, so 
wird man mit Erstaunen feststellen, dass hier 
seit langer Zeit, wenn auch meist unbewusst, 
bürgerschaftliches Engagement praktiziert und 
Bürgergesellschaft entwickelt wird. Hier orga-
nisieren Menschen ihr Sporttreiben selbst und 
unter großem Einsatz von freiwilligem, ehren-
amtlichem Engagement. Darüber hinaus ent-
stehen und bestehen in den Vereinen Netze 
der sozialen Kommunikation, die auf das Zu-
sammenleben in der Nachbarschaft und in der 
Kommune wirken. 

Über das gemeinsame Sporttreiben bilden sich 
soziale Kontakte, findet Nachbarschaftshilfe statt 
und bei Kindern und Jugendlichen trägt der 
Sport Wesentliches zur sozialen Stabilisierung 
und zur Persönlichkeitsentwicklung bei. In sei-
nem Wirken kann der Sport wichtige Normen 
und Werte im Zusammenleben der Menschen 
wie Fairness, Toleranz und Rücksichtnahme, 
Teamgeist und Leistungswillen u.a. praktizieren 
und vermitteln. 
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Der Deutsche Sportbund hat seit seiner Grün-
dung (1950) seine Bemühungen an der Förde-
rung der ehrenamtlichen Mitarbeit ausgerichtet. 
Zahlreiche Mitgliederversammlungen des DSB 
(Bundestage) wurden unter dem Motto der Eh-
renamtsförderung durchgeführt (z. B. 1978 in 
München: „Vereint für die Vereine“, 1980 in 
Bremen: „Die politische Mitverantwortung des 
Sports“, 1982 in Düsseldorf mit der Resolution: 
„Das Ehrenamt im Sport“). 

Zahlreiche Mitgliedsorganisationen und Sport-
jugenden der Mitgliedsorganisationen des DSB 
haben Ehrenamtskampagnen und Maßnahmen 
zur Förderung des ehrenamtlichen Engagements 
verwirklicht. Einige Landessportbünde haben 
ein Jahr des Ehrenamts durchgeführt (z.B. Lan-
dessportbund Nordrhein-Westfalen gemeinsam 
mit der Landesregierung Nordrhein-Westfalen 
1993, der Bayerische Landes-Sportverband 1994). 
Der Landessportverband für das Saarland führt 
seit 1993 jährlich wiederkehrende Maßnahmen 
zur Ehrenamtsförderung durch. Die Sportjugend 
Berlin gab 1995 eine Zeitschrift „Team“ für Eh-
renamtliche im Sport heraus. 

Vor dem Hintergrund der gesellschaftlichen Ent-
wicklung hatte der DSB 1995 zu einer Anhörung 
zahlreicher gesellschaftlicher Institutionen und 
Verbände aufgerufen. Das Ziel dieser Samm-
lungsbewegung war es, dass Gemeinsinn und 
freiwilliges Engagement wieder einen höheren 
Rang in unserer Werteordnung erhalten sollten. 
Es sollte ein Prozess in Gang gesetzt werden, 
der zu mehr Sympathie, einem besseren Image 
und zu einer wachsenden Anerkennung des Eh-
renamts führen sollte. Experten aus den Berei-
chen der Erziehung, der Wirtschaft, der Medien 
und der Politik äußerten sich zu den Chancen 
und Möglichkeiten der Verbesserung der Rah-

menbedingungen für ein ehrenamtliches Enga-
gement in allen Bereichen der Gesellschaft. 

34 an der Anhörung teilnehmende Verbände 
und Institutionen haben die „Berliner Resoluti-
on zum Ehrenamt“ unterzeichnet. Unter der 
Prämisse, dass ehrenamtliche Mitarbeit in unse-
rer Gesellschaft unverzichtbar ist, aber auch 
durch aktuelle Entwicklungen in der Arbeits- 
und Freizeitwelt zunehmend bedroht ist, wur-
den Bekenntnisse zur Förderung des Ehrenamts 
abgelegt (s. Berliner Resolution zum Ehrenamt, 
06.11.1995). 

Begleitet wurden diese Maßnahmen des organi-
sierten Sports durch unterstützende Erklärungen 
von Kultus- und Sportministerien der Länder 
(z. B. gemeinsame Erklärung des KM NRW mit 
dem LSB NRW „Das Ehrenamt im Sport“, Juli 
1994) oder die Sportministerkonferenz mit der 
Erklärung „Ehrenamt im Sport“ am 11./12.01. 
1995 in Berlin. 

Seit Mitte der 90er Jahre ist auch ein größeres 
wissenschaftliches Interesse an der genaueren 
Untersuchung der Zugangswege, dem Engage-
mentverhalten und an zahlreichen anderen qua-
litativen und quantitativen Aspekten des frei-
willigen Engagements im Sport zu beobachten 
(s. Winkler 1988, Wagner 1990, Jütting 1991, 
Rittner 1993, Wadsack 1996). 

Der DSB hat diese Bewegung zur Ehrenamtsför-
derung in zahlreichen Gesprächen mit Vertre-
tern der Politik und der Medien aktiv befördert. 
Er hat sich an Stellungnahmen bei Anfragen an 
die Bundesregierung zur Situation der „Ehren-
amtlichen Mitarbeit in Deutschland“ beteiligt. 

Als Konsequenz dieser Entwicklung hat der 
Bundestag des DSB (1998 in Baden-Baden) eine 
Änderung der DSB-Satzung beschlossen und 
dem Bundesvorstand Breitensport als verbind-
liche Aufgabe zugewiesen, die „Zukunftsaufga-
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ben des Sports in den Bereichen Vereinsentwick-
lung und Förderung des Ehrenamts zu erarbei-
ten“ (s. § 17, Ziff. 1). Breit angelegte Kampagnen 
mit umfangreicher medialer Unterstützung folg-
ten im Rahmen der Vereinskampagne „Sport-
vereine. Für alle ein Gewinn“ (1996) oder „Dan-
ke, den Ehrenamtlichen“ (1998). 

Die Bemühungen des DSB zur Förderung des 
ehrenamtlichen Engagements wurden in den 
Folgejahren konsequent fortgeführt. Im Rahmen 
des DSB-Bundestages 2000 in Hannover wurde 
erstmals der DSB-Preis „Pro Ehrenamt“ verlie-
hen. Durch ihn werden Menschen aus den Be-
reichen „Politik“, „Wirtschaft“ und „Medien“ 
ausgezeichnet, die sich in besonderer Weise für 
die Verbesserung der Rahmenbedingungen der 
ehrenamtlichen Mitarbeit eingesetzt haben. Durch 
ein im Jahr 2000 eingerichtetes Internetportal 
www.ehrenamt-im-sport.de bietet der DSB für 
die in den Vereinen und Verbänden Engagier-
ten zahlreiche Informationen zur Unterstützung 
und Erleichterung der täglichen Arbeit an. Mit 
der Kampagne „Sport tut Deutschland gut“ wird 
diese Engagementförderung mit großer media-
ler Wirkung fortgeführt. 

^âíìÉääÉ=^åëí∏≈É=ÑΩê=ÇÉå=péçêí=

Das Internationale Jahr der Freiwilligen 2001, 
die Arbeit der Enquetekommission des Deut-
schen Bundestages „Zukunft des Bürgerschaft-
lichen Engagements“ in der 14. Wahlperiode und 
das aus der Beteiligung vieler Organisationen, 
Gruppen und Initiativen an der Arbeit der En-
quetekommission hervorgegangene Bundesnetz-
werk Bürgerschaftliches Engagement (BBE) ha-
ben die Bedeutung der Ehrenamtlichkeit in der 
politischen Öffentlichkeit sichtbar gemacht und 
zugleich viele Anstöße zu seiner Weiterentwick-
lung gegeben. Es hat sich in der Folge ein Dis-
kurs entwickelt, der sich um die Idee des bür-
gerschaftlichen Engagements und um das Leit-

bild der Bürgergesellschaft bzw. der Zivilge-
sellschaft drehte und der nicht zuletzt im orga-
nisierten Sport in Deutschland einen intensiven 
Diskussions- und Veränderungsprozess ausge-
löst hat. 

Bürgergesellschaft meint das durch Selbstorga-
nisation und freiwilliges Engagement der Bür-
gerinnen und Bürger entstehende Netzwerk, 
das die institutionellen Strukturen und Maß-
nahmen des Staates bzw. der Gesellschaft er-
gänzt oder auch ersetzt. Bürgergesellschaft be-
deutet zugleich die breite und aktive Mitwir-
kung von Bürgerinnen und Bürgern bei der 
Ausgestaltung des Zusammenlebens, die Mit-
wirkung im gesellschaftlichen und politischen 
Bereich und die Übernahme von Verantwor-
tung in der Gemeinschaft. 

Bürgerschaftliches Engagement bedeutet in die-
sem Zusammenhang das freiwillige, ehrenamtli-
che Wirken, das über seinen eigentlichen Zweck 
hinaus für das Zusammenleben der Menschen 
in der Gemeinschaft Wirkungen erzielt und Leis-
tungen erbringt. Es ist insofern eine Weiterent-
wicklung des Ehrenamtlichen Engagements in 
das gesellschaftliche Leben hinein. 

Besonders in vielen Kommunen sind die Sport-
vereine zusammen mit kulturellen Vereinigun-
gen und Gruppen aus dem kirchlichen Bereich 
wichtige Akteure – oder anders formuliert: Netz-
knoten – im Zusammenleben der Menschen. 
Hier bildet sich der Kitt der Gesellschaft. 

Aus der Selbstorganisation des Sports und aus 
seiner Arbeit heraus erbringt der Sport viele 
Leistungen für die Gemeinschaft, Beiträge zu 
Nachbarschaftshilfen und zur sozialen Kom-
munikation und Interaktion in der örtlichen Ge-
meinschaft und er übernimmt dort Verantwor-
tung im Zusammenleben der Menschen. Es ent-
steht sozusagen ein nicht unwichtiger „Mehr-
wert“ für die Gesellschaft. 
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Mit der Arbeit an einem Leitbild des deutschen 
Sports, das vom Bundestag des Deutschen Sport-
bundes im Dezember 2000 beschlossen wurde, 
der Beteiligung am Internationalen Jahr der Frei-
willigen 2001 und insbesondere durch die Ein-
bindung in die Arbeit der Enquetekommission 
des Deutschen Bundestages hat im deutschen 
Sport eine intensive Beschäftigung mit Fragen 
der Bürgergesellschaft und des bürgerschaftli-
chen Engagements eingesetzt. 

In seinem Leitbild bekennt sich der DSB dazu, 
dass er in der Gesellschaft „noch stärker Ver-
antwortung übernehmen und seine Kompe-
tenz und Leistungen einbringen wird“. Und er 
nennt die „Förderung der aktiven Bürgergesell-
schaft mit gleichberechtigter Teilnahme von Män-
nern und Frauen“ als einen Schwerpunkt seiner 
künftigen Arbeit. 

In einer „Potsdamer Erklärung“ der Ständigen 
Konferenzen der Landessportbünde und der 
Spitzenverbände vom April 2002 wird u.a. fest-
gestellt: „Die Sportorganisationen sehen sich als 
wichtiger Akteur in einer künftigen Bürgerge-
sellschaft, die stärker als bisher vom freiwilli-
gen Engagement getragen werden wird.“ 

Beim Kongress des DSB „Sport gestaltet Zukunft“ 
im Dezember 2002 waren Bürgergesellschaft und 
bürgerschaftliches Engagement Schwerpunkte 
der Diskussionen. Der Präsident des DSB, Man-
fred von Richthofen, führte dazu aus: „Die Be-
deutung der gemeinnützigen Sportbewegung, 
der gemeinwohlorientierten Organisationen ins-
gesamt, wird in der Zivilgesellschaft von mor-
gen und übermorgen zunehmen. Es hängt von 
uns selbst ab, ob wir diesem Bedeutungszuwachs 
gerecht werden. Die Repräsentanten des Sports 
und seiner Vereine und Verbände sind somit 
nicht mehr nur Lobbyisten in eigener Sache. 

Sie werden zunehmend auch Verteidiger und 
Motor der aktiven Bürgergesellschaft.“ 

Einen entscheidenden Impuls erhielt die Dis-
kussion im Sport schließlich durch die Einset-
zung einer Präsidialkommission des DSB „Bür-
gerschaftliches Engagement im Sport“ im Ok-
tober 2002, die für den Hauptausschuss des DSB 
im Dezember 2003 Empfehlungen zur „Förde-
rung des bürgerschaftlichen Engagements im 
und durch Sport“ erarbeitet hatte und die dort 
einstimmig beschlossen wurden. Dort wird fest-
gestellt: 

„Unsere Gesellschaft befindet sich in einer Fortent-
wicklung und in einem Wandel. Auf der einen Seite 
ist der Staat an den Grenzen seiner Leistungsfähig-
keit angelangt, auf der anderen Seiten wollen Bürge-
rinnen und Bürger ihre Lebenszusammenhänge selbst 
gestalten und in der Gesellschaft stärker beteiligt 
werden. Dies wird zu einem veränderten Verhältnis 
von Bürgern und Staat führen. Künftig wird sich 
die Gesellschaft stärker auf das Engagement und die 
Mitwirkung von Bürgerinnen und Bürgern und ih-
rer freiwilligen Zusammenschlüsse stützen, die Poli-
tik wird die Bürgerinnen und Bürger stärker in die 
Gestaltung des Zusammenlebens einbeziehen müssen. 
Die Entwicklung wird hin zu einer Bürgergesell-
schaft gehen. Dies hat auch die Arbeit der Enquete-
kommission „Zukunft des Bürgerschaftlichen Enga-
gements“ des Deutschen Bundestages deutlich ge-
macht. 

Der organisierte Sport mit seinen Strukturen und 
seiner Arbeit wird hierbei ein wichtiger Akteur sein. 
In seinem am 09.12.2000 beschlossenen Leitbild be-
kennt sich der deutsche Sport ausdrücklich dazu. Da-
durch entfaltet sich über ehrenamtliche Mitwirkung 
hinaus immer stärker bürgerschaftliches Engagement 
im Sport. 

In einer sich entwickelnden Bürgergesellschaft 
kann und will der Sport in noch größerem Um-
fang Verantwortung für die Gemeinschaft über-
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nehmen. Er wird Kinder und Jugendliche in ihrer 
sozialen Entwicklung unterstützen, er wird beim 
Einüben von demokratischen Tugenden und Ver-
haltensweisen, bei der Integration von Minder-
heiten, der Förderung des Gesundheits- und Kör-
perbewusstseins mitwirken und er wird wichti-
ge Beiträge zum Zusammenhalt der Menschen 
in den örtlichen Gemeinschaften leisten. 

Der Sport wird sich dabei stärker mit anderen Grup-
pen und Organisationen des bürgerschaftlichen En-
gagements (wie Kirchengemeinden, Kulturorganisa-
tionen, Organisationen im Bereich der sozialen Diens-
te, Umweltgruppen u.a.m.) austauschen, mit ihnen 
zusammenarbeiten und vernetzen. 

Die Wahrnehmung von Aufgaben in der Gesellschaft 
wird von den Vertretern des Sports künftig noch eine 
größere Politikfähigkeit erfordern. Der Sport wird 
sich gezielt und kompetent in die Belange des Zu-
sammenlebens auf kommunaler Ebene, aber auch auf 
gesamtstaatlicher Ebene einmischen.“ 

kçíïÉåÇáÖÉ=sÉê®åÇÉêìåÖÉå=áã=péçêí=

Diesen Zielsetzungen und Ansprüchen wird der 
Sport aber nur dann gerecht werden können, 
wenn er sich seiner Potenziale, aber auch seiner 
Defizite und der notwendigen Veränderungen 
bewusst wird. Deshalb muss er „seine Zielsetzung, 
Strukturen und Arbeitsweisen so gestalten, dass sich 
bürgerschaftliches Engagement noch besser entwi-
ckeln kann. Alle Verantwortlichen in Vereinen 
und Verbänden müssen sich bewusst werden, 
dass sie nicht nur Anbieter von Sport, sondern 
auch von bürgerschaftlichem Engagement sind. 
Es liegt an der Wahrnehmung der Verantwortung 
von Führungskräften, durch geeignete Maßnahmen 
das Bewusstsein für Aufgaben im Bereich des bürger-
schaftlichen Engagements zu übernehmen. 

Das Ehrenamt als Element der Kontinuität ist un-
verzichtbar. Neue projektbezogene Formen und Mit-
wirkungsmöglichkeiten auf Zeit kommen hinzu. Pro-

jektbezogene Arbeit, insbesondere für junge Men-
schen, aber auch zunehmend für Erwachsene kann 
diese an die Vereinsarbeit heranführen und ist häu-
fig der Beginn, formale Verantwortung zu überneh-
men. 

Bei der Gestaltung von Form und Inhalt der Mitwir-
kung sollten die heute veränderten Motivlagen be-
rücksichtigt werden. Neben altruistischen Motiven 
spielen heute gestaltungs- und gemeinschaftsbezoge-
ne Motive eine größere Rolle. Die Menschen möch-
ten aber auch stärker ihren persönlichen Nutzen des 
Engagements erkennen. Bürgerschaftliches Engage-
ment ist immer auch mit einem persönlichen Mehr-
wert verbunden. Es ist ein Gewinn, sich zu engagie-
ren und Ehrenämter zu übernehmen. 

Dieser Gewinn kann in persönlicher Zufriedenheit, in 
mehr sozialen Kontakten oder im Erwerb von Schlüs-
selqualifikationen liegen. Um langfristig das Poten-
zial an Engagierten zu erhalten, sind Strategien für 
die Gewinnung und die dauerhafte Bindung an den 
Verein zu entwickeln…“ 

Besonders wichtige Zielgruppen werden dabei 
junge Menschen und Frauen sein. 

Die in den „Empfehlungen“ konzipierten Verän-
derungen werden kein Selbstlauf sein, sie wer-
den Aktivitäten und Veränderungen von allen 
Ebenen des organisierten Sports erfordern, von 
den Vereinen, den Stadt- und Kreissportbünden 
bis zu den Spitzenverbänden, den Landessport-
bünden und dem DSB. Deshalb kommt es da-
rauf an, „auf den verschiedenen Ebenen des organi-
sierten Sports Maßnahmen zu ergreifen und Struktu-
ren zu schaffen, die es möglich machen, bürgerschaft-
liches Engagement effizient zu fördern und zu ent-
wickeln. 

Die Sportorganisationen sind aufgefordert, vor die-
sem Hintergrund jeweils eigene Maßnahmen zu kon-
zipieren und umzusetzen. Schwerpunkte sollten hier-
bei sein: 
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– Eine umfassende Strategie zur Personalentwick-
lung, die die Förderung der fachlichen und per-
sönlichen Kompetenzen der Engagierten zum Ziel 
hat. 

– Die Entwicklung eines Konzepts zur Organisati-
onsentwicklung von Sportvereinen und -verbän-
den unter dem Aspekt der verbesserten Engage-
mentmöglichkeiten. 

– Die Entwicklung und Förderung von Politikfä-
higkeit der ehrenamtlichen Mitarbeiter/innen von 
der Vereins- bis zur Verbandsebene. Dazu gehört 
auch ein Erfahrungsaustausch über Mitwirkung 
und Einflussnahme des Sports in der Politik. 

– Eine wissenschaftliche Untersuchung und Beglei-
tung der Entwicklung des bürgerschaftlichen En-
gagements im Sport und Darstellung von erfolg-
reichen Modellen. 

– Mitwirkung und Kooperationen bei der Weiter-
entwicklung staatlicher Förderprogramme für 
Freiwilligendienste. 

– Aktive Mitwirkung bei Netzwerkbildungen, von 
lokalen bis zu Bundesnetzwerken, dabei enge Zu-
sammenarbeit und intensiver Erfahrungsaustausch 
mit anderen Akteuren des bürgerschaftlichen En-
gagements. 

– Die Entwicklung soll im Rahmen der Öffentlich-
keitsarbeit dargestellt werden und in die Kampag-
nen des DSB eingebunden werden.“ 

Für den Deutschen Sportbund und seine Mit-
gliedsorganisationen, die Landessportbünde, 
die Verbände und die vielen Vereine entwi-
ckelt sich eine neue Dimension des Wirkens, 
er wird als größte Personenvereinigung in 
Deutschland bei der Entwicklung einer Bür-
gergesellschaft eine wichtige Rolle zu spielen 
haben, durch enge Zusammenarbeit mit anderen 
Organisationen und Gruppen und durch Wei-
terentwicklung seiner Arbeit und Qualifizierung 
seiner haupt- und ehrenamtlichen Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern auf allen Ebenen. 

Ein Teil ist bereits auf den Weg gebracht, so ar-
beiten der DSB und die Deutsche Sportjugend 
im „Bundesnetzwerk Bürgerschaftliches Enga-
gement“ (BBE) im Koordinierungsausschuss und 
in fast allen Projektgruppen des BBE mit, auch 
auf lokaler und regionaler Ebene intensiviert sich 
die Zusammenarbeit mit anderen Akteuren bür-
gerschaftlichen Engagements. 

Für die Konzipierung, Abstimmung und Koor-
dinierung der Maßnahmen zur Entwicklung des 
bürgerschaftlichen Engagements im Sport wird 
vom Präsidium des DSB eine Steuerungsgrup-
pe eingesetzt. Sie entwickelt eine konkrete Pla-
nung und berichtet dem Präsidium des DSB und 
den Mitgliedsorganisationen in regelmäßigen 
Abständen über den Stand und den Erfolg bei 
der Umsetzung der Maßnahmen. 

Der Schwerpunkt wird in der Entwicklung des 
bürgerschaftlichen Engagements im Sport bei 
der Personal- und Organisationsentwicklung 
liegen. Das bedeutet Qualifizierung der ehren-
amtlichen Vorstandsmitglieder, Übungs- und 
Jugendleiter und Helfer, aber auch der haupt- 
(und neben-)amtlichen Kräfte, denn es wird ein 
neues Miteinander von Haupt- und Ehrenamt 
im Sport notwendig sein; die Hauptamtlichen 
werden z.B. stärker Kontinuität der Arbeit ge-
währleisten, aber zugleich auch mehr Raum und 
Gelegenheit für zeitlich befristetes und projekt-
bezogenes Engagement bieten müssen. 

aÉê=péçêí=ïáêÇ=éçäáíáâÑ®ÜáÖÉê=ïÉêÇÉå=

Die Organisationen, die Abteilungen, die Ver-
eine und die Verbände werden sich auf neue 
Engagementformen einstellen müssen, die neben 
den nach innen gerichteten Aktivitäten künftig 
stärker eine Außenorientierung in die Bürger-
gesellschaft erfahren. Die Gewinnung und Ein-
bindung von neuen Freiwilligen, insbesonde-
re von jungen Menschen, von Frauen und von 
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Älteren, die aus dem Berufsleben ausscheiden, 
wird eine wichtige Aufgabe werden. Und eben-
so wird man das Loslassen lernen müssen, denn 
die Befürchtung, aus einer Aufgabe nicht mehr 
entlassen zu werden, schreckt viele davon ab 
sich zu engagieren. Die Organisationen werden 
sich noch stärker nach außen öffnen müssen, in 
die Kommune und zu anderen Organisationen 
und Gruppen. 

Der Sport und seine Akteure werden politikfä-
higer, um die eigenen Interessen besser zu ver-
treten und um das lokale Zusammenleben mit-
zugestalten. Der Sport hat in seiner Entwicklung 
nach 1950 parteipolitische und weltanschauliche 
Neutralität, die eine Voraussetzung für die Ein-
heitssportbewegung war, häufig als unpoliti-
sches Verhalten missverstanden. Aber da, wo 
sportliche Belange in der Kommune berührt 
werden, ist der Sport gefragt. Und da, wo sich 
aus seinem Wirken Berührungspunkte in die 
Gesellschaft ergeben, muss er sich einmischen – 
in Fragen der Entwicklung von Kindern und Ju-
gendlichen, der Integration von Minderheiten, 
in der Gesundheitspolitik, in der Raumplanung, 
bei sozialen Projekten. 

Mit anderen Akteuren des bürgerschaftlichen 
Engagements auf lokaler Ebene, mit Vereinen 
im kulturellen und im sozialen Sektor, mit 
Kirchengemeinden, mit Initiativen und Selbst-
hilfegruppen wird man enger zusammenarbei-
ten und sich vernetzen und so Bürgergesell-
schaft praktizieren. Die Felder sind vielfältig, 
ob Quartiersmanagement oder Gemeindefeste, 
ob Ganztagsschule oder Integrationsprojekte, ob 
Prozesse der Gemeindeentwicklungsplanung 
oder Präventionsräte, um nur einige Beispiele 
zu nennen. Auf Landes- und Bundesebene wird 
dies seine Entsprechungen finden, so wie der-
zeit das Zusammenwirken im Bundesnetzwerk 
Bürgerschaftliches Engagement (BBE). 

Der Prozess zu verstärktem bürgerschaftlichem 
Engagement im und durch Sport und zur Ent-
wicklung von Bürgergesellschaft wird bei der 
großen Zahl von Vereinen und der Vielfalt der 
Sportarten und der regionalen Traditionen na-
türlich sehr unterschiedlich und in unterschied-
licher Intensität verlaufen. Letztendlich soll die 
Entwicklung aber den Fußballverein in Vor-
pommern genauso erfassen wie den Turnver-
ein in Baden oder die Triathleten im Emsland. 

Auf die neu eingerichtete Steuerungsgruppe des 
DSB kommt eine innovative Aufgabe zu. Sie 
wird helfen, das geforderte Selbstbewusstsein zu 
neuen, noch einzuübenden Formen des bürger-
schaftlichen Engagements zu entwickeln. Die 
handelnden Akteure sollten in der Vereinspra-
xis zu größerer Kompetenz und mehr Selbstbe-
wusstsein beim bürgerschaftlichen Engagement 
geführt werden. Die Steuerungsgruppe wird da-
bei Schwerpunkte setzen und mit in der Fläche 
wirksamen Maßnahmen und mit Beharrlichkeit 
die Politikfähigkeit der handelnden Akteure un-
terstützen und weiterentwickeln. Die Träger von 
Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen des Sports 
(Ausbildungseinrichtungen der Mitgliedsorga-
nisationen des DSB, Bildungswerke, Akademien) 
werden durch ihre Arbeit diese Veränderungs-
prozesse voranbringen. 

Unterstützung benötigt der Sport dabei in er-
heblichem Maße durch die Wissenschaft. Der 
Zweite Freiwilligensurvey des Bundesministe-
riums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
liefert empirische Kenntnisse über die vielfälti-
gen Formen des bürgerschaftlichen Engagements. 
Ebenso sind Vorarbeiten zur Entwicklung einer 
kontinuierlichen Sozialberichterstattung im Sport 
abgeschlossen. Vor allem zu den Rahmenbedin-
gungen und Zugängen zum Engagement und 
zu engagementfördernden Faktoren ist noch 
ein enormer Forschungsbedarf erkennbar. Von 
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daher wäre es zu begrüßen, wenn weitere For-
schungsvorhaben in diesem Feld durchgeführt 
und koordiniert werden könnten. Die Übertra-
gung dieser Erkenntnisse in die Fort- und Wei-
terbildung bedarf ebenso der wissenschaftlichen 
Unterstützung wie die wissenschaftliche Be-
gleitung dieses Veränderungsprozesses selbst. 

Der organisierte Sport in Deutschland hat sich, 
angestoßen durch die Politik, aufgemacht auf 
den Weg in eine künftige Bürgergesellschaft 
und das mit einer Dynamik, die noch in den 
Diskussionen der Enquetekommission von vie-
len angezweifelt wurde, als man den „Groß-
organisationen“ die Fähigkeit zur Veränderung 
absprechen wollte und viele Mitglieder der 
Kommission einseitig auf kleine Initiativen 
und auf das „neue Ehrenamt“ setzten. 

aáÉ=mçäáíáâ=ëÅÜÉáåí=Ç~ë=fåíÉêÉëëÉ=~å=ÇÉê=
_ΩêÖÉêÖÉëÉääëÅÜ~Ñí=îÉêäçêÉå=òì=Ü~ÄÉå=

Heute stellt es sich eher so dar, als ob die Politik 
ihre Dynamik und das Interesse an dem Thema 
verloren hat, und es scheint, dass die Etatisten 
in allen Parteien wieder die Oberhand gewon-
nen haben – jene, die glauben, dass letztlich nur 
ein starker Staat, wenn er denn die richtige po-
litische Ausrichtung hat, das Glück der Men-
schen gewährleisten kann. 

Weder Agenda 2010 noch Gesundheitsreform 
lassen erkennen, dass man es mit dem aktivie-
renden Staat und mit der Bürgergesellschaft 
ernst meint. Und auch die im Bericht der En-
quetekommission aufgezeigten Lösungen für 
bessere Rahmenbedingungen für das bürger-
schaftliche Engagement werden in einem Un-
terausschuss „Bürgerschaftliches Engagement“ 
des Ausschusses für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend des Deutschen Bundestages nur 
kleinteilig und eher zögerlich angegangen. 

In der Haushaltspolitik von Bund, Ländern und 
besonders in Kommunen sind häufig gerade 
Träger und Maßnahmen des bürgerschaftlichen 
Engagements – ob im Sozialen, in der Kultur 
oder im Sport – die ersten, die Kürzungen er-
fahren, handelt es sich hier doch meist um so 
genannte freiwillige Aufgaben. 

Die Politik muss sich fragen lassen, ob sie es 
wirklich ernst meint mit der Förderung der 
Bürgergesellschaft und mit dem Leitbild des 
aktivierenden Staates. Und sie wird sich dann 
ebenfalls einem umfassenden Veränderungs-
prozess unterziehen müssen. Gesetzliche und 
administrative Rahmensetzungen sollten über-
prüft werden, ob sie freiwilliges bürgerschaft-
liches Engagement behindern oder befördern 
(„Engagement-Verträglichkeits-Prüfung“). Die 
Enquetekommission des Deutschen Bundesta-
ges hat in ihrem Abschlussbericht einen um-
fangreichen Katalog von fast 200 Handlungs-
empfehlungen und Entwicklungsperspektiven 
erstellt zur Entbürokratisierung, zur Verbesse-
rung der Rahmenbedingungen und zum Schutz 
bürgerlich Engagierter, ihre Realisierung kann 
nicht allein die Aufgabe dieses einen Unter-
ausschusses sein. 

Die Haushaltspolitik von Bund, Ländern und 
Kommunen muss unter dem Leitbild der Bür-
gerkommune kritisch überprüft und umge-
steuert werden. Wenn man die Ausgabenstruk-
tur der öffentlichen Haushalte kritisch bewertet 
und die Verwaltungsausgaben (Personal- und 
Sachkosten, Investitionen für Verwaltung, Be-
treuung), die Transferleistungen (Sozialhilfe, 
Wohngeld usw.), die Investitionen in Infrastruk-
tur und die Ausgaben zur Förderung von bür-
gerschaftlichem Engagement (Zuwendungen, 
Steuererleichterungen) einander gegenüberstellt 
und in ihrer Wirksamkeit vergleicht, wird man 
wohl feststellen, dass die Unterstützung von frei-
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willigem bürgerschaftlichen Engagement viel 
mehr an Leistungen für die Gemeinschaft be-
wirkt als Finanzleistungen im Verwaltungshaus-
halt oder gar Transferleistungen. Das Postulat des 
aktivierenden Staates erhält dadurch eine neue 
haushaltspolitische Dimension. Leider scheint 
jedoch das Gegenteil zu passieren. Da werden 
Zuwendungen als Subventionen betrachtet und 
im Bundeshaushalt dem rigiden Kürzungsme-
chanismus des Koch-Steinbrück-Papiers („Sub-
ventionsabbau im Konsens“) unterworfen. 

Das gesamte Verwaltungshandeln wird man 
einer ständigen „Engagement-Verträglichkeits-
Prüfung“ unterziehen müssen. In einer Reihe 
von Kommunen gibt es dazu ermutigende An-
sätze, mit Koordinierungsstellen oder Beauftrag-
ten für Bürgerschaftliches Engagement, zum 
Teil mit eigenem Budget, mit Beratungsstellen 
u.Ä. und mit einer Verwaltung, die wie selbst-
verständlich Vereine, Gruppen und Initiativen 
in ihrer Arbeit unterstützt. In den meisten Kom-
munen ist jedoch nicht einmal die im Prozess der 
Verwaltungsmodernisierung postulierte „Dienst-
leistungskommune“ angekommen, gar nicht zu 
reden von der „Bürgerkommune“. 

Dabei könnten gerade die Kommunen ihre viel-
fältigen Ressourcen dem Bürgerschaftlichen En-
gagement nutzbar machen, z.B. Räume in Dienst-
gebäuden, in Schulen, Seniorenfreizeitstätten 
usw. und Beratung und Unterstützung durch 
Fachleute in den Verwaltungsressorts, aber auch 
in Institutionen der kommunalen Weiterbildung. 
Und sie könnten bei der Zusammenarbeit und 
Vernetzung der unterschiedlichen Initiativen 
und Gruppen in der Kommune helfen, denn die 
Bürgergesellschaft hat in der Kommune ihre 
lokale Verankerung und Ausprägung. Hier ent-
wickeln sich Strukturen und Aktionen, Werte 
und Normen, die die Grundlagen einer Bürger-
gesellschaft sind. 

kÉìÉ=ÖÉëÉääëÅÜ~ÑíäáÅÜÉ=m~êíåÉêëÅÜ~Ñí=

Das bedeutet auch, dass die Kommunalpolitik 
ihr Verhältnis zu Gruppen und Organisatio-
nen, die mit ihrem freiwilligen bürgerschaftli-
chen Engagement in der Kommune wirken, neu 
bestimmen muss. 

Diese sind nicht mehr bloße Zuwendungsemp-
fänger oder gar Bittsteller, sondern sollten Part-
ner bei der Gestaltung des Zusammenlebens 
in der örtlichen Gemeinschaft werden. Diese 
Partnerschaft bedeutet, dass man sich über Pro-
bleme des Zusammenlebens in der Kommune, 
über Entwicklungen und über Ziele austauscht 
und zum gemeinsamen Handeln verabredet. Die 
Kommunalpolitik wird sich deshalb für bürger-
schaftliches Engagement öffnen und neue For-
men der Beteiligung und Mitwirkung entwickeln 
und anbieten müssen. 

Aber nicht nur die Kommunen und die Kom-
munalpolitik müssen sich verändern, auch die 
Länder und die Bundespolitik müssen ihre Po-
litik kritisch überprüfen und insbesondere die 
Rahmenbedingungen für bürgerschaftliches En-
gagement verbessern. Das muss nur in wenigen 
Fällen zu Belastungen in den sowieso überstra-
pazierten Hauhalten führen, häufiger sind es 
gesetzliche Regelungen, die angepasst werden 
müssen oder Verwaltungspraktiken, die verän-
dert werden müssen. Politik und Verwaltung 
können sich als Förderer und als Partner bür-
gerschaftlichen Engagements erweisen, Bür-
gergesellschaft muss als Leitbild für gesell-
schaftliche Veränderungen erkennbar werden. 
In dieser neuen Partnerschaft wird auch der 
Sport seine Offenheit und Politikfähigkeit be-
weisen müssen. 

Der Sport wird dabei seine Autonomie nicht 
verlieren. Seine eigenen Belange wird er nach 
wie vor selbst regeln und er wird auch die Art 
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und das Maß der Mitwirkung in der örtlichen 
Gemeinschaft selbst bestimmen. Der Sport ist 
jedoch aufgerufen, seiner gesellschaftlichen 
Verantwortung gerecht zu werden und das 
bürgerschaftliche Engagement im und durch 
Sport in dem jetzt eingeschlagenen Tempo wei-
terzuentwickeln. Er wird dadurch zu einem 
wichtigen und verlässlichen Partner auf dem 
Weg in eine künftige Bürgergesellschaft wer-
den. Besser lässt sich die Gemeinnützigkeit 
des Sports und seine Gemeinwohlorientierung 
nicht untermauern. 
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Die Förderung der Bürgergesellschaft bleibt ein zentrales Thema der aktuellen Reformdebatte. Der 
Arbeitskreis „Bürgergesellschaft und Aktivierender Staat“ ist in diesem Diskurs seit langem ein Fo-
rum, das reformpolitisch relevante Themenstellungen aufgreift, analysiert und in der politischen De-
batte Stellung bezieht. Damit soll ein Beitrag geleistet werden, ein Netzwerk für die politische Bera-
tung institutioneller Reformpolitik aufzubauen und dessen Überlegungen der Politik vorzustellen. 
Der Arbeitskreis versteht sich insofern als kritischer Impulsgeber für die öffentliche Reformdebatte. 

Anlass und Ausgangspunkt bildet das Interesse, die Stärkung des bürgerschaftlichen Engagements 
und des darin liegenden Demokratisierungspotentials einerseits und die Staatsmodernisierung in 
Kategorien des aktivierenden Staates andererseits zusammenzubringen. Das Augenmerk des Arbeits-
kreises gilt in erster Linie der Stärkung der Bürgergesellschaft und entsprechender Partizipations-
chancen: Diese Perspektive bestimmt die zu formulierenden Modernisierungsanforderungen an 
staatliche Instanzen und Akteure. 

Die persönlich eingeladenen Mitglieder des Arbeitskreises reflektieren den interdisziplinären Arbeits-
ansatz: Die Friedrich-Ebert-Stiftung hat Persönlichkeiten aus Politik, Verwaltung und Wissenschaft, 
Wirtschaft, Medien, Verbänden und anderen gesellschaftlichen Organisationen gewinnen können, 
ihre fachlichen und persönlichen Erfahrungen dem Arbeitskreis zur Verfügung zu stellen. Neben 
diesen ständigen Teilnehmern werden zu den jeweiligen Themen Einladungen an einen themenspezi-
fisch kompetenten Adressatenkreis ausgesprochen. 

In regelmäßigen Sitzungen diskutiert der Arbeitskreis Themen, die der praktischen Umsetzung bür-
gerschaftlichen Engagements sowie der Handlungsempfehlungen der Enquetekommission des 14. 
Deutschen Bundestages zur „Zukunft des bürgerschaftlichen Engagements“ förderlich sind. Sie wer-
den zudem auf Fachkonferenzen, öffentlichen Veranstaltungen oder über Analysen und Gutachten 
aufgegriffen und vom Arbeitskreis kritisch begleitet. Zugleich dient dieser Gesprächszusammenhang 
dem Informations- und Erfahrungsaustausch und der Vernetzung seiner Mitglieder und ihrer Praxis-
felder. 

Der Arbeitskreis wird geleitet von Dr. Michael Bürsch, MdB (Vorsitzender der Enquetekommission 
des 14. Deutschen Bundestages) und koordiniert von Albrecht Koschützke, Friedrich-Ebert-Stiftung. 

Ausführliche Informationen, Kontaktpersonen, Konzeptskizzen, Progress Reports, Ergebnisse der 
Plenardebatten und Sitzungen der Arbeitsgruppen sind auf den Internetseiten des Arbeitskreises do-
kumentiert. Die Publikationen sind abzurufen unter www.fes.de/buergergesellschaft – „Analysen“ – 
„Analysen des Arbeitskreises“ oder unter http://www.fes.de/library/ask_digbib.html. 
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Analyse-Reihe „betrifft: Bürgergesellschaft“ 
14 / Geschäftsstrategie Verantwortung – Corporate Citizenship als Business Case, von Susanne Lang und Frank 
Solms Nebelung 
13 / Wer braucht eigentlich die Bürgergesellschaft? Und wen braucht sie?, von Wolfgang Hinte 
12 / Der deutsche Weg zum bürgerschaftlichen Engagement von Unternehmen. Thesen zu Corporate Citizenship 
in Deutschland, von Frank Heuberger, Maria Oppen, Sabine Reimer 
11 / (K)ein Pflichtjahr für junge Menschen? Zur Konjunktur eines Irrtums, von Anton Schaaf, MdB, und Andrea 
Franz 
10 / Gemeinwohlorientierung als Bürgerpflicht – Das Engagement der Sparkassen für die Menschen und die Re-
gionen, von Dietrich H. Hoppenstedt 
09 / Soziale Voraussetzungen der Bürgergesellschaft, von Michael Sommer 
08 / Bürgerengagement in der Aussiedler- und Integrationspolitik, von Jochen Welt, MdB 
07 / Bürgerschaftliches Engagement der Unternehmen – seit langem gepflegt, nötiger denn je, von Michael 
Rogowski 
06 / Umrisse einer neuen Sozialpolitik – Eigenverantwortung und Solidarität als Bildungsauftrag der Bürgerge-
sellschaft und des Bürgerengagements, von Konrad Hummel 
05 / Bürgerschaftliches Engagement in der europäischen Zivilgesellschaft, von Wolfgang Thierse, MdB 
04 / Bürgerschaftliches Engagement in den Kommunen – Erfahrungen aus Ostdeutschland, von Alexander Thum-
fart 
03 / Bürgerschaftliches Engagement unter den Bedingungen der Globalisierung, von Ernst Ulrich von Weizsäcker, 
MdB 
02 / Bürgerschaftliches Engagement gegen die Folgen der Arbeitslosigkeit – Chancen und Handlungsmöglichkei-
ten, von Achim Trube 
01 / Leitbild Bürgergesellschaft – reformpolitische Orientierungen für Staat und Gesellschaft, von Michael Bürsch, 
MdB 

Sonstige Publikationen des Arbeitskreises 
Going Gender für die BürgerInnengesellschaft: Gender Mainstreaming in zivilgesellschaftlichen Organisationen. 
Marianne Weg, Bonn 2005, 92 Seiten 
Bürgerschaftliches Engagement: stabilisieren, stärken, steigern – Innovation und Investition in Infrastruktur und 
Infrastruktureinrichtungen. Sabrina Born, Bonn 2005, 56 Seiten 
Netzwerke gegen Rechts. Evaluierung von Aktionsprogrammen und Maßnahmen gegen Rechtsextremismus und 
Fremdenfeindlichkeit. Roland Roth unter Mitarbeit von Anke Benack, Bonn 2003, 84 Seiten 
Der Aktivierende Staat – Positionen, Begriffe, Strategien. Wolfram Lamping, Henning Schridde, Stefan Plaß, Bern-
hard Blanke, Bonn 2002, 44 Seiten 
Die Planungszelle – Zur Praxis der Bürgerbeteiligung. Demokratie funkelt wieder. Peter C. Dienel, Bonn 2002, 20 
Seiten 
Freiwilligendienste – Wege in die Zukunft. Gutachten zur Lage und Zukunft der Freiwilligendienste. Thomas 
Rauschenbach, Reinhard Liebig, Bonn 2002, 88 Seiten 
Gender Perspektive, bürgerschaftliches Engagement und aktivierender Staat. Barbara Stiegler, Bonn 2002, 12 Seiten 
Gewerkschaften und bürgerschaftliches Engagement in der Arbeitswelt. Kurzanalyse von Josef Schmid unter Mit-
arbeit von Stephanie Schönstein, Bonn 2002, 28 Seiten 
Bürgerschaftliches Engagement und Gewerkschaften. Kurzanalyse von Jürgen Wolf, Bonn 2002, 25 Seiten 
Bürgerkommune konkret – Vom Leitbild zur Umsetzung. Ein Leitfaden für die kommunale Praxis von Jörg Bogumil/ 
Lars Holtkamp, Bonn 2002, 44 Seiten 
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